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Presseinformation

Verwaltungsrichter müssen sich zu Straßenausbaubeiträgen erklären

„Weshalb bei einer vergleichbaren Rechtslage die Gemeinden über die Erhebung der Straßenausbaubeiträge frei entscheiden können und die Thüringer Gemeinden die Beiträge gesetzlich erheben müssen, sollen uns die Verwaltungsrichter mal erklären“, fordert der kommunalpolitische Sprecher der Linkspartei.PDS, Frank Kuschel, im Vorfeld des Verwaltungsrichtertages in Weimar.

Vom kommenden Mittwoch bis zum Freitag treffen sich die Verwaltungsrichter der Bundesrepublik in der Weimar-Halle, um die aktuellen Themen zu diskutieren und Erfahrungen auszutauschen. Das flächendeckende Problem in Ostdeutschland, nämlich die Erhebung von Beiträgen für Wasser, Abwasser und gemeindlichen Straßenbau werde allerdings ausgespart. „Obwohl sich die Verwaltungsgerichte der Länder in jüngster Zeit eine Schlacht zur Auslegung der vergleichbaren Landesgesetze liefern und zu völlig unterschiedlichen Auffassungen kommen, spielt dieses für die Bürgerinnen und Bürger bedeutende Thema keine Rolle zum Verwaltungsrichtertreffen“, äußert der Kommunalexperte, der einen eigenen Vorschlag zur Gestaltung des Programmablaufs unterbreitet hatte, sein Unverständnis.

Um auf die unterschiedliche Rechtsauslegung aufmerksam zu machen und eine bürgerfreundlichere Anwendung des Kommunalabgabengesetzes einzufordern, werden die Thüringer Bürgerallianz und zahlreiche weitere Bürgerinitiativen am Mittwoch, den 09. Mai 2007 ab 9.00 Uhr vor der Weimar-Halle eine Protestveranstaltung durchführen. „Wenn schon die Verwaltungsrichter nicht von allein die wichtigen Themen ansprechen wollen, dann müssen wir sie daran erinnern und auf die Belastungen durch überhöhte Kommunalabgaben hinweisen“, erklärt abschließend Frank Kuschel.
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